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10. Tagung der III. Landessynode            
der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland 
vom 19. bis 22. November 2025 in Erfurt        Drucksachen-Nr. 8.5/2 

 
 

Begründung 

Allgemeines: 

Die Änderung des am 1. Januar 2015 in Kraft getretenen Kirchengesetzes zur Ordnung der Arbeit mit Kindern und 
Jugendlichen in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland enthält ein Teilergebnis des im Dezernat Bildung 
und Gemeinde aufgrund prognostizierter rückläufiger Finanzierungsmittel initiierten „Werkeprozesses“. In diesem 
Prozess wurde u. a. geprüft, ob und ggf. welche zukunftsfähigen kirchlichen Aufgaben in kostengünstigeren 
Strukturen ohne wesentliche Qualitätseinbußen effizient und nachhaltig erfüllt werden können. 

Die kleinteilige Einrichtungs- und Werkestruktur soll – zusammengefasst in drei bis vier Arbeitsbereichen – in die 
Organisationsstruktur des Landeskirchenamts eingegliedert werden. Die Überführung der fachlichen Arbeit in die 
Fachreferate des Landeskirchenamts bedeutet für die jeweilige Einrichtung den Verlust des Status nach dem 
Werkegesetz. Parallele Leitungs- und Verwaltungsstrukturen für die Rechts-, Dienst- und Fachaufsicht entfallen. 
Die Personalstellen sind im Stellenplan des Landeskirchenamts auszuweisen. 

Die fachliche Arbeit des Kinder- und Jugendpfarramts soll zukünftig in einer Arbeitsstelle des Landeskirchenamts 
am Standort Magdeburg mit den bisherigen Mitarbeitenden fortgeführt werden. Die hohe Fachlichkeit und die 
Wirksamkeit der Arbeit auf landeskirchlicher Ebene bleiben weiterhin gewährleistet. Auch in Zukunft wird es eine 
Landesjugendpfarrerin oder einen Landesjugendpfarrer geben. Entbunden von der Einrichtungsleitung und den 
hiermit verbundenen Verwaltungsaufgaben, verbleiben ihr oder ihm zukünftig mehr Zeit und Kraft für theologische, 
insbesondere geistliche und seelsorgliche Aufgaben. 

Die Arbeitsbereiche der Kirchengemeinden und Kirchenkreise mit Kindern und Jugendlichen sind von den 
folgenden Änderungen nicht betroffen. 

Die Änderungen im Einzelnen: 

Zu Artikel 1 

Nummer 1: 

Anpassung des Inhaltsverzeichnisses 

Nummer 2: 

Auch kirchliche Jugendverbände müssen die Voraussetzungen des § 12 des Achten Sozialgesetzbuchs – Kinder- 
und Jugendhilfe (SGB VIII)1 erfüllen, wollen sie für ihre Arbeit staatliche Fördermittel beantragen. Das SGB VIII 
wurde in den letzten zehn Jahren über 35-mal geändert, so dass die Verweisnorm in das staatliche Recht durch 
die Formulierung „in der jeweils geltenden Fassung“ erkennbar zu dynamisieren ist. 

 
1 § 12 Förderung der Jugendverbände (1) Die eigenverantwortliche Tätigkeit der Jugendverbände 
und Jugendgruppen ist unter Wahrung ihres satzungsgemäßen Eigenlebens nach Maßgabe des § 74 
zu fördern. 
(2) In Jugendverbänden und Jugendgruppen wird Jugendarbeit von jungen Menschen selbst 
organisiert, gemeinschaftlich gestaltet und mitverantwortet. Ihre Arbeit ist auf Dauer angelegt und in der 
Regel auf die eigenen Mitglieder ausgerichtet, sie kann sich aber auch an junge Menschen wenden, die 
nicht Mitglieder sind. Durch Jugendverbände und ihre Zusammenschlüsse werden Anliegen und 
Interessen junger Menschen zum Ausdruck gebracht und vertreten. 



 
 
 

2 

Nummer 3: 

Den mit der Arbeit mit jungen Menschen verbundenen landeskirchlichen Auftrag soll zukünftig anstelle des Kinder- 
und Jugendpfarramts das fachlich zuständige Referat des Landeskirchenamts erfüllen. Die bisher beim Kinder- 
und Jugendpfarramt eingerichtete Geschäftsstelle der Evangelischen Jugend wechselt mit den entsprechenden 
Aufgaben in die Organisationsstruktur des Landeskirchenamts. Unter Beachtung des Subsidiaritätsprinzips wird 
das Landeskirchenamt die Fachlichkeit der Arbeit mit jungen Menschen auf allen Ebenen der Evangelischen Kirche 
in Mitteldeutschland durch die unmittelbare Wahrnehmung der übergeordneten Fachaufsicht und der Fachberatung 
sichern. 

Nummer 4: 

Aufgrund der Integration der fachlichen Arbeit und des Personals in das Landeskirchenamt sieht der gemäß 
Buchstabe a) neugefasste § 14 Absatz 1 für die Landesjugendpfarrerin oder den Landesjugendpfarrer keine 
Leitungsaufgabe mehr vor. Vielmehr soll sie oder er sich verstärkt geistlichen und seelsorglichen Aufgaben widmen. 
Die Dienst- und Fachaufsicht über die Inhaberin oder den Inhaber der Landesjugendpfarrstelle obliegt wie bisher 
der Leitung des für den Arbeitsbereich zuständigen Referats des Landeskirchenamts. 

Nach Buchstabe b) soll die Landesjugendpfarrerin oder der Landesjugendpfarrer die Vernetzung und 
Koordinierung im Arbeitsbereich nicht bloß fördern, sondern aktiv daran mitwirken (neuer § 14 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 3). Den Landesjugendkonvent soll sie oder er umfassend theologisch begleiten, wobei dessen Delegierte 
sich eine geistliche und seelsorgliche Begleitung wie bisher wünschen (neuer § 14 Absatz 2 Satz 2 Nummer 4). 
Aus Gründen der Flexibilität sowohl hinsichtlich der Weiterentwicklung des Arbeitsbereichs als auch in Bezug auf 
die Profilierung der Pfarrstelle können der Landesjugendpfarrerin oder dem Landesjugendpfarrer über den 
Aufgabenkatalog des § 14 Absatz 2 hinaus weitere fachliche Aufgaben im Arbeitsbereich übertragen werden 
(neuer § 14 Absatz 2 Satz 3). 

Nummern 5, 6 und 7: 

Folgeänderungen zu Nummer 3 (neuer § 13 Absatz 1) 

Nummer 8: 

Nach § 18 sollten die Kreisjugendvertretungen und der Landesjugendkonvent bis zum Ablauf des Jahres 2016 
(neu-)gebildet sein. Bis zu diesem Datum blieben die früheren Delegierten zur Gewährleistung eines fließenden 
Übergangs in ihren Ämtern. Aufgrund Fristablaufs kann diese Übergangsvorschrift entfallen. 

Zu Artikel 2 

Die Rechtsänderung soll zum 1. Januar 2026 eintreten, so dass eine rasche Umsetzung der bereits vorbereiteten 
Umorganisation erfolgen kann. 


